
Bezirksamt Mitte von Berlin 

Stadtentwicklungsamt 

Bezirksamt Mitte von Berlin, 13341 Berlin (Postanschrift) 

Bearbeiter/in 
  

Herrn GeschZ. (bei Ant- 

Julius Tens wort bitte angeben) 
Dienstgebäude Müllerstraße 146 

13353 Berlin 

  

Zimmer 

Telefon 

Fax 

Vermittlung 

Intern 

E-Mail 

    

www.berlin.de/ba-mitte/politik-und- 

verwaltung/aemter/stadtentwicklungsamt 

Datum 22.10.2020 

Grundstück: Berlin - Wedding, Guineastraße 40, Seestraße 113 

Vorhaben: Antrag auf Akteneinsicht nach dem IFG Bin vom 09.10.2020 

Gebührenbescheid Kassenzeichen 2031920405871 

Antragsdatum: 09.10.2020 Eingang: 09.10.2020 

Sehr geehrter Herr Tens, 

mit E-Mail vom 09.10.2020 haben Sie eine einfache Akteneinsicht — Übersendung der 

Abwendungsvereinbarung - zum o.g. Grundstück nach dem Berliner Informationsfreiheitsgesetz 

(IFG) beantragt. 

Gemäß $ 16 IFG ist die Akteneinsicht gebührenpflichtig. Die Gebührenpflicht ergibt sich aus $ 2 

Abs. 1 Gesetz über Gebühren und Beiträge (GebG) in Verbindung mit $ 1 Abs. 1 

Verwaltungsgebührenordnung (VGebO). 

Gemäß $ 17 GebG wird vom Recht auf Vorauszahlung der Gebühr Gebrauch gemacht. 

Die zu entrichtende Verwaltungsgebühr errechnet sich nach der VGebO wie folgt: 

Zahlungen bitte bargeldlos an: Landeshauptkasse 
Verkehrsverbindungen Sprechzeiten Geldinstitut IBAN BIC 
Bus: 120, 142, 247, 327 Zurzeit nur in Ausnahmefällen, nach Postbank Berlin DE42 1001 0010 0650 5301 02 PBNKDEFFXXX 

tel. Vereinbarung. 
U-Bahn: Leopoldplatz U6 + U9 Sparkasse Berlin DE75 1005 0000 0063 6080 06 BELADEBEXXX 

Archiv nur nach telefonischer Verein- 

barung
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Kostenbezeichnung Berechnungsgrundlage Betrag (EUR) 

Gebührenpflichtig nach VGebO Kosten des 59,84 

Amtshandlungen nach dem Berliner Verwaltungsaufwandes/ 

Informationsfreiheitsgesetz (IFG) Zeitaufwand 

Tarifstelle 1004 Stundensatz gehobener 

Dienst: 59,84 EUR 
b) Akteneinsicht 

Zeitaufwand für die 
1. einfache Akteneinsicht Bearbeitung: 60 Minuten 

5 EUR bis 100 EUR = 59,84 EUR 

      Gesamtbetrag 59,84     
  

Sie werden gebeten, den Betrag innerhalb von 4 Wochen auf eines der auf Seite 1 

aufgeführten Konten zu überweisen und dabei unbedingt das ebenfalls auf Seite 1 

obenstehende Kassenzeichen anzugeben. 

Nach Eingang der Gebühr wird Ihnen die teilweise geschwärzte Abwendungsvereinbarung 

(personenbezogene und sensible Daten) übersandt. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch beim 

Bezirksamt Mitte von Berlin, Stadtentwicklungsamt, Müllerstraße 146, 13353 Berlin, erhoben 

werden. 

Hinweise 

Die Daten werden, soweit sie zur Überwachung des Zahlungseinganges benötigt werden, in unserer Dienststelle 

gespeichert. Die Datei wurde gemäß 88 19 und 19a Abs. 1 BInDSG mit der Dateibeschreibung dem behördlichen 

Datenschutzbeauftragten gemeldet. Die Dateibeschreibungen und Verzeichnisse können von jeder Person beim 

behördlichen Datenschutzbeauftragten eingesehen werden. 

Nach $ 80 Abs. 2 Nr. 1 VwGO haben Widerspruch und Anfechtungsklage keine aufschiebende Wirkung, d.h. durch die 

Einlegung eines Widerspruchs wird die Verpflichtung zur rechtzeitigen Zahlung nicht aufgehoben. Sie haben die 

Möglichkeit, nach Einlegung des Widerspruchs gemäß $ 80 Abs. 4 VwGO die Aussetzung der sofortigen Vollziehung 

beim Bezirksamt Mitte von Berlin, Stadtentwicklungsamt, zu beantragen. Wird dieser Antrag dort in angemessener Frist 

sachlich nicht entschieden oder droht eine Vollstreckung ($ 80 Abs. 6 VwGO), können Sie nach $ 80 Abs. 5 VwGO die
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Anordnung der aufschiebenden Wirkung beim Verwaltungsgericht Berlin, Kirchstr. 7, 10557 Berlin beantragen. Beim 

Verwaltungsgericht kann dies auch in elektronischer Form mit einer qualifizierten elektronischen Signatur im Sinne des 

Signaturgesetzes versehen (vgl. hierzu www.berlin.de/erv) erfolgen. 

Im Auftrag 

  

Fundstellennachweis 

Gesetz zur Förderung der Informationsfreiheit im Land Berlin (Berliner Informationsfreiheitsgesetz - IFG) vom 15. 

Oktober 1999 (GVBl. S. 561), zuletzt geändert durch Artikel 21 des Gesetzes vom 2. Februar 2018 (GVBl. S. 160) 

Verwaltungsgebührenordnung (VGebO) vom 24. November 2009 (GVBl. S. 707, 894), zuletzt geändert durch Artikel 1 

der Vierten Verordnung zur Änderung der Verwaltungsgebührenordnung vom 14. Januar 2020 (GVBl. S. 22) 

Gesetz über Gebühren und Beiträge (GebG vom 22. Mai 1957 (GVBl. S. 516), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 

Gesetzes vom 05. Juni 2019 (GVBl. S. 284) 

Gesetz über den Schutz personenbezogener Daten in der Berliner Verwaltung (Berliner Datenschutzgesetz - BIn DSG) 

in der Fassung vom 13. Juni 2018 (BGVBl. S. 418), verkündet als Artikel 1 des Gesetzes zur Anpassung des Berliner 

Datenschutzgesetzes und weiterer Gesetze an die Verordnung (EU) 2016/679 und zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 

2016/680 (Berliner Datenschutz-Anpassungs- und -Umsetzungsgesetz EU - BInDSAnpUG-EU) vom 13. Juni 2018 

(GVBl. S. 418) 

Verordnung über die Verarbeitung personenbezogener Daten des Haushaltswesens vom 14. Dezember 1993 (GVBl. S. 

630), geändert durch Verordnung vom 24. Juli 1997 (GVBl. 1998 S. 13) 

Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGB. I. S. 686), zuletzt 

geändert durch Artikel 5 des Gesetzes zur Regelung der Wertgrenze für die Nichtzulassungsbeschwerde in Zivilsachen, 

zum Ausbau der Spezialisierung bei den Gerichten sowie zur Änderung weiterer prozessrechtlicher Vorschriften vom 12. 

Dezember 2019 (BGBl. | S. 2633)


